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Ganz einfach Geld aus Abwasser generieren, so wurde den Städten das Cross-Border-Leasing verkauft. Tatsächlich aber hat sich die Kommune
auf ein hochkomplexes Regelwerk mit amerikanischen Großbanken eingelassen – für etwas mehr als drei Millionen Euro. Foto: Oliver Vogel/Archiv

„Die Risiken sind beherrschbar“
Für eine Handvoll Dollar (1): Warum man sich in Heidenheim auf ein Cross-Border-Leasing einließ
2002 ließ sich Heidenheim –
zusammen mit Aalen und
Schwäbisch Gmünd – auf ein
Cross-Border-Leasing mit einer
amerikanischen Großbank ein.
3,5 Millionen Euro flossen in
die Stadtkasse, finanzielle
Risiken bestehen aber immer
noch. Welche Gefahren die
extrem komplexen Verträge
bergen, wird erst nach und
nach deutlich. Aus einer auf-
wendigen Recherche ist diese
Serie entstanden, in der die
Grundlagen des transatlanti-
schen Handels erklärt werden
sollen. Daraus ergeben sich
spannende und überraschende
Einsichten.
SILJA KUMMER

Im kleinen Sitzungssaal des Hei-
denheimer Rathauses trifft sich
am 16. Dezember 2003 der Akten-
einsichtsausschuss zum Cross-
Border-Leasing. Nichtöffentlich,
unter strengen Auflagen: Keine
Kopien, keine Fragen an die an-
wesenden Verwaltungsangestell-
ten. Nur Notizen sind erlaubt. Die
15 Aktenordner mit den englisch-
sprachigen Verträgen sollen für
sich sprechen.
Ein Jahr zuvor hatte der Ge-

meinderat dem Handel mit den
städtischen Abwasseranlagen zu-
gestimmt, mit nur groben Kennt-
nissen dessen, was in den Verträ-
gen stehen würde. Zumindest Ul-
rich Huber, DKP-Stadtrat und Ini-
tiator des Antrags auf Aktenein-
sicht, verspricht sich Erkenntnis-
se von dem, was sechs Stadträte
aller Parteien gleich zu sehen be-
kommen werden: die bislang ge-
heimen Verträge zum Cross-Bor-
der-Leasing. Andere sind skep-
tisch: Michael Sautter (Grüne)
hatte zwar den Antrag auf Akten-
einsicht unterschrieben, zweifelte
aber am Sinn des Treffens: „Ich
habe befürchtet, dass es kontra-
produktiv ist, weil wir ohnehin
nichts verstehen würden und
man dann sagen konnte, dass wir
doch alles sehen durften.“
Um 15 Uhr beginnt die Sitzung,

zweieinhalb Stunden haben die
Herren Zeit. Zwar ist der Deal
längst über die Bühne gegangen,
aber die Verträge haben mindes-
tens bis zum 2. Januar 2028 Be-
stand. „Uns ging es darum, das
Thema aufzuarbeiten“, sagt Wolf-
gang Klook, der für die SPD im
Ausschuss war. Vielleicht wollten
die Stadträte wissen, welche Ge-
fahren aus dem Vertragswerk dro-

hen, vielleicht auch nur verste-
hen, wie man sich in internatio-
nale Finanzgeschäfte verstricken
konnte.
Ein Jahr zuvor befand sich die

Stadt in der schwierigsten Fi-
nanzsituation der letzten dreißig
Jahre. Es war absehbar, dass am
Ende des Haushaltsjahres 2002
ein Minus stehen würde. Geld
musste in die Kasse und gleich-
zeitig hörte man von einem neu-
en Geschäftsmodell: Cross-Bor-
der-Deals versprachen den Kom-
munen einen Geldsegen, der aus
dem Unterschreiben scheinbar
harmloser Verträge resultierte.
Die Gemeinden sollten langle-
bige, wertvolle Anlagen in die
USA vermieten: Schienennetze,
Kraftwerke, Talsperren oder Ab-
wasseranlagen.
In den Vereinigten Staaten galt

dies damals als förderungswür-
dige Auslandsinvestition. So er-
möglichte der amerikanische
Staat den Investoren, Geld steu-
ersparend anzulegen. Die Kom-
munen erhielten einen gewissen
Prozentsatz der gesamten Miet-
summe – im Heidenheimer Fall
laut Machbarkeitsstudie 3,5 Pro-
zent. Dieses Geld floß sofort in
die Stadtkasse, weshalb es auch
als „Barwertvorteil“ bezeichnet
wurde. Die Kommunen mieteten
ihren Besitz im gleichen Zug zu-
rück, daher sollte sich das Ge-
schäft nicht auf die Nutzung der
Anlagen auswirken. So zumindest

wurde den Kommunen erklärt,
warum man sie als Geschäfts-
partner in komplexe, mehr als
1000-seitige englischsprachige
Verträge einbinden wollte.
Vorbild für Heidenheim, Aalen

und Schwäbisch Gmünd war die
Landeswasserversorgung, die
2001 einen Cross-Border-Lea-
sing-Vertrag abgeschlossen hatte
und ihre für die Wasserversor-
gung des ganzen Landes wichti-
gen Anlagen in die Hände eines
amerikanischen Trusts legte. „Das
war gang und gäbe damals“, er-
innert sich Aalens Ex-Oberbür-
germeister Ulrich Pfeifle. Er habe
nichts Schlechtes an diesen Ge-
schäften erkennen können – und
tue dies bis heute nicht.
Pfeifle suchte einen Vermittler

eines solchen Geschäfts und fand
ihn in der baden-württembergi-
schen Landesbank. Am 11. Januar
2002 trat Aalen an die anderen
vier großen Städte in Ostwürt-
temberg heran und bot ein ge-
meinsames Vorgehen an. So kön-
ne man die Transaktionskosten
senken, hieß es. Zudem musste
man den Investoren ein gewisses
Gesamtvolumen für das Geschäft
anbieten, was eine der Städte
allein nicht geschafft hätte.
Schwäbisch Gmünd und Hei-

denheim kamen mit ins Boot.
Nicht so Ellwangen und Giengen:
Dort wäre der Gewinn aus dem
Geschäft unter einer Million ge-
blieben, weshalb die Stadtverwal-

tungen ihren Gemeinderäten
empfahlen, die Finger davon zu
lassen.
Anders in Heidenheim: Am

31. Januar 2002 trug der damalige
Stadtkämmerer Dieter Zeeb in
nicht-öffentlicher Sitzung des Ge-
meinderats erstmals die Idee an
die Stadträte heran und skizzierte
grob die Struktur des Deals: Die
Stadt vermietet ihre Abwasser-
anlagen langfristig – für 99 Jahre –
an eine Gesellschaft aus den USA,
gleichzeitig mietet die Stadt die
Anlagen wieder zurück, allerdings
nur für 26 Jahre. Nach dieser Zeit
hat die Stadt die Option, ihre
Kläranlagen wieder zurückzukau-
fen.
Geld fließt bei diesem Geschäft

einmal ganz am Anfang: Der US-
Partner bezahlt die „Leasing-Ge-
bühr“ für die ganzen 99 Jahre. Die
Summe entspricht dem durch ein
Gutachten geschätzten Wert der
Anlage. Die eigens für dieses Ge-
schäft gegründete Gesellschaft
bringt die „Leasing-Gebühr“ nur
zu einem geringen Anteil aus
Eigenmitteln auf, mehr als 80
Prozent werden über Kredite fi-
nanziert. Damit werden zwei
Banken als Kreditgeber in die Ver-
träge eingebunden. Die soge-
nannten Transaktionsvolumina
lagen bei 113 Millionen US-Dollar
(Heidenheim), 102 Millionen Dol-
lar (Aalen) und 120 Millionen
Dollar (Schwäbisch Gmünd), ins-
gesamt also 335 Millionen Dollar.

Gleichzeitig mit dem Geldfluss
aus den USA mussten auch die
Städte auf der Ostalb überweisen:
Heidenheim nahm das Geld aus
den USA, behielt davon seinen
Anteil von 3,4 Millionen Euro und
überwies es wiederum an zwei
sogenannte Schuldübernahme-
Banken und eine Depotbank. Die-
se sorgen dafür, dass die Rück-
miete in regelmäßigen Zahlungen
über die vereinbarten 26 Jahre an
den US-Partner zurückfließt.
Festgeschrieben ist im Vertrag,
dass diese Banken ein bestimm-
tes Rating haben müssen. Das Ra-
ting beschreibt, wie gut eine Bank
wirtschaftlich dasteht. Eine gute
Bewertung für einen vertrauens-
würdigen Vertragspartner – diese
Klausel scheint auf den ersten
Blick logisch, wird aber später
noch eine ganz andere Rolle spie-
len.
Damit hat die Stadt die Geld-

summe, die aus den USA kam
und am Ende auch dorthin wie-
der zurückgeflossen sein wird, bei
Banken deponiert, die die Rück-
zahlung abwickeln. Gleichzeitig
bleibt sie aber rechtlich für die
Rückzahlungen verantwortlich –
oder anders gesagt: Das Riskio
liegt bei der Kommune. Dem Ge-
meinderat wurde bei der ersten
Vorstellung des Cross-Border-
Leasings gesagt: „Nach dem der-
zeitigen Kenntnisstand sind diese
Risiken beherrschbar.“ Eine trü-
gerische Sicherheit.

Landkreis geht neuen Weg
Förderpreises soll Blick auf duale Ausbildung lenken

Für Ausschuss-Mitglied Werner
Fröhle konnte der Betrag nicht
hoch genug sein. „5000 Euro“
schlug der VdK-Kreisvorsit-
zende für den erstmals zu ver-
gebenden Förderpreis Duale
Ausbildung vor. Dennoch: Es
werden wie geplant 1500 Euro
Preisgeld. Denn Landrat Tho-
mas Reinhardt geht es vorran-
gig um den ideellen Wert.

GÜNTER TRITTNER
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Nach zwei Tagen Verhandlungsmarathon in New York mit dem Kämmerer Dieter Zeeb (li.) unterschrieb
Oberbürgermeister Bernhard Ilg die Verträge zum Cross-Border-Leasing. Archivbild: Helga Wintergerst

Der Investor pocht auf Geheimhaltung
Für eine Handvoll Dollar (2): Wie der Cross-Border-Deal mit viel Tempo vorangetrieben wurde
Das 2002 abgeschlossene
Cross-Border-Leasing und
seine möglichen Auswirkun-
gen beleuchtet unsere Serie.
Diesmal geht es um die Vor-
bereitung des Vertrags, mit
dem die Abwasseranlagen an
einen amerikanischen Investor
übergeben wurden.

SILJA KUMMER

Im kleinen Sitzungssaal des Rat-
hauses blätterten an jenem
Dienstagnachmittag im Dezem-
ber 2003 die Stadträte in den
Aktenordnern. Während manche
versuchten, das Wesen der Ge-
schäfte zu verstehen, die ihre
Stadt getätigt hatte, schoben an-
dere die englischsprachigen Ver-
träge schnell beiseite und plau-
derten über Belangloses. Die Bar-
rieren zum Verständnis resultier-
ten nicht nur aus der fremden
Sprache: die Bedingungen und
Klauseln der Verträge sind selbst
für Rechtsanwälte schwer zu ver-
stehen. Als juristischer Laie kam
man nicht wirklich weiter, Nach-
fragen waren nicht erlaubt. Wie
sollte man da einen Haken an der
Sache finden? Immerhin waren
auch die Vermittler des Geschäfts
keine windigen Finanzberater ge-
wesen, sondern die Landesbank
Baden-Württemberg, eine Anstalt
des öffentlichen Rechts, und die
East Merchant GmbH, die haupt-
sächlich der Landesbank Sachsen
gehörte.
Die erste generelle Zustimmung

holte sich die Stadt am 21. März
2002 vom Gemeinderat ein: Der
Beteiligung wurde grundsätzlich
zugestimmt. Die Geheimhaltung
der Verhandlungen so wie auch
der Namen der Vertragspartner
war keine Heidenheimer Beson-
derheit: Diese hatten sich alle Us-
Partner ausbedungen. Auch zeit-
licher Druck wurde immer einge-
setzt, rechtsverbindliche Überset-
zungen der Verträge gab es in der
Regel keine. „Der Schwierigkeit,
die Verträge zu prüfen, soll gar
nicht abgeholfen werden, son-
dern sie wird zu einer prinzipiel-
len Barriere ausgebaut“, schreibt
der Publizist und CBL-Experte
Werner Rügemer in seinem Buch
„Cross Border Leasing“.
Nun sollte der Deal schnell

über die Bühne gehen: Schon
einen Tag nach der nichtöffent-
lichen Gemeinderatssitzung, am
22. März 2002, beginnen bei der
Stadtverwaltung die Vorbereitun-
gen für die Transaktion. Involviert
sind die Kämmerei, das Tiefbau-

amt, das Stadtmessungsamt. Am
15. April müssen die Unterlagen
fertig sein, die Verwaltung schafft
es termingerecht, wenn auch
nach einigen Sonderschichten.
Am 24. April bekommen die städ-
tischen Kläranlagen Besuch aus
den USA: Amerikanische Gutach-
ter sind auf Brautschau und wer-
fen einen Blick auf die Aussteuer,
die Heidenheim in diese Ehe ein-
bringen kann. Die Arbeit für die
Stadtverwaltung endet hier noch
nicht: Bereits am Abend der Be-
sichtigung werden weitere Fragen
gestellt. Die Stadtverwaltung in-
vestiert eine nicht unerhebliche
Menge an Arbeitszeit in das Geld,
das am Ende aus dem Deal her-
ausspringen soll.
Am 23. Juli 2002 legt die Stadt

das Cross-Border-Leasing und die
zugehörige Machbarkeitsstudie in
einer öffentlichen Gemeinderats-
sitzung vor. Die Stadträte sollen
die Verwaltung nun beauftragen,
die Verträge abzuschließen. In
der Sitzungsvorlage heißt es, der
Gemeinderat habe nichtöffent-
lich der Prüfung des Deals zuge-
stimmt. Ob die sprachliche Unge-
nauigkeit an dieser Stelle beab-
sichtigt war, sei dahingestellt.
Faktisch hat der Gemeinderat
nicht der Prüfung des Deals, son-
dern der Beteiligung der Stadt
Heidenheim an dieser Transak-
tion zugestimmt. Die viel wichti-
gere Frage aber wird nicht ge-
stellt: Wäre am 23. Juli der Weg

zurück noch offen gewesen? Die
Stadtverwaltung lässt sich gleich-
zeitig vom Gemeinderat die Voll-
macht geben, auch weitere, mit
der Transaktion im Zusammen-
hang stehende Verträge zu unter-
zeichnen. Dies sei notwendig, da
oft bei der eigentlichen Vertrags-
unterzeichnung Ergänzungsver-
träge „von untergeordneter, ab-
sichernder Bedeutung“ vorgelegt
werden, für die es auch einen
Zeitrahmen gibt, in dem sie un-
terschrieben werden müssen. Zeit
genug, damit der Gemeinderat
prüft, was da noch unterschrie-
ben wird, ist offenbar nicht vorge-
sehen.
Aber: Zumindest die Mehrheit

von 17 Stadträten hat genug Ver-
trauen in die Verwaltung und die
Expertisen der Fachleute, um
dem Deal in der geforderten
Form zuzustimmen. 14 stimmen
dagegen, hauptsächlich von der
SPD, den Grünen und der DKP.
Drei Mitglieder des Gremiums
enthalten sich der Stimme. Zwei
SPD-Räte stimmen für die Trans-
aktion. „Das war nicht gut für das
Klima in der Fraktion“, erinnert
sich der damalige Vorsitzende der
SPD-Fraktion Kurt Wehrmeister.
Überhaupt sei die Summe, die
man aus dem Cross-Border-Lea-
sing kassiert hat, ein „Peanut“ ge-
wesen angesichts eines städti-
schen Haushaltsvolumens von
knapp 150 Millionen Euro. Die
Stadt bekam etwas mehr als drei

Millionen Euro für Verträge, die
bis in kommende Generationen
hineinwirken.
Nicht öffentlich beschließt der

Gemeinderat noch am selben Tag,
wer der Transaktionspartner sein
wird: die Bank of America FSC
Holdings, Inc., ein Tochterunter-
nehmen der Bank of America.
Nach einem europaweiten Verga-
beverfahren, so heißt es, habe
einzig die Bank of America ein
attraktives Angebot unterbreitet.
Die Namen der Banken, die das
Geld für den Rückkauf verwalten,
bleiben geheim. Die Anwälte der
Bank of America bestehen auf
Nichtöffentlichkeit. Dafür hat die
Stadtverwaltung Verständnis: An
der öffentlichen Erörterung der
Geschäftszahlen und -aktivitäten
des Investors bestehe kein Inte-
resse der Allgemeinheit, wird dem
Gemeinderat mitgeteilt. Das ist
bemerkenswert: Sonst wird jedes
Unternehmen, das einen öffent-
lichen Auftrag der Stadt mit ei-
nem ähnlichen Volumen be-
kommt, nach der Ausschreibung
in öffentlicher Sitzung beauftragt.
Das Geschäft war nun von Sei-

ten der Stadt Heidenheim abge-
segnet, aber es dauerte nochmal
fast ein halbes Jahr, bis die An-
wälte die Verträge unterschrifts-
reif bekommen hatten. In der
Woche vor Weihnachten 2002 flog
Oberbürgermeister Bernhard Ilg
zusammen mit Kämmerer Dieter
Zeeb nach New York. Nochmals

musste verhandelt werden, zwei
Tage lang jeweils über 15 Stun-
den. Ausgestattet waren die Hei-
denheimer Gesandten mit Ge-
nehmigungen vom Regierungs-
präsidium Stuttgart und vom ba-
den-württembergischen Finanz-
ministerium. „Lord Mayor“ Ilg
unterschrieb schließlich am 20.
Dezember 2002 um 0.30 Uhr. Im
Januar 2003 war eine zweite Reise
notwendig, diesmal flog Ilg zu-
sammen mit Aalens OB Ulrich
Pfeifle und dem Gmünder Bür-
germeister Dr. Joachim Bläse.
Genau ein Jahr, nachdem der

Gemeinderat dem Cross-Border-
Leasing zugestimmt hatte, bekam
die Stadtverwaltung einen Antrag
auf Akteneinsicht vom Gemein-
derat. Elf Stadträte, die gegen den
Abschluss des Vertrags waren,
hatten ihn unterschrieben. Ge-
mäß der Gemeindeordnung muss
die Stadtverwaltung einen Aus-
schuss des Gemeinderats die Ak-
ten sehen lassen. Dass daraus
wirklich Einsichten entstehen, ist
aber von Anfang an mehr als un-
wahrscheinlich.
Nach der ersten Sitzung des

Ausschusses am 15. Dezember
2003 wäre ein zweiter Termin
möglich gewesen. Dieser wird
nicht in Anspruch genommen,
die Stadträte haben offenbar
nach der ersten Akteneinsicht im
kleinen Sitzungssaal verstanden,
dass sie nichts verstehen werden:
„Die Verträge waren für mich wie
ein Buch mit sieben Siegeln“, sagt
Grünen-Stadtrat Michael Sautter.
„Es gab keinen großen Erkennt-
nisgewinn“, erinnert sich Wolf-
gang Klook. Die einzige Erkennt-
nis, die der Ausschuss erbrachte,
war die, dass keiner der Entschei-
dungsträger die Verträge verstan-
den hat oder je hätte verstehen
können.
Ein Jahr später schließt der

amerikanische Staat die Steuerlü-
cke, auf die die Cross-Border-Lea-
singverträge begründet sind. Die
Verträge werden verboten. Nur
Kontrakte, die vor dem 12. März
2004 abgeschlossen wurden, ge-
nießen Bestandsschutz, neue
Deals werden nicht mehr ge-
macht. „Wir haben immer ge-
wusst, dass unsere Verträge was-
serdicht sind“, sagte Oberbürger-
meister Bernhard Ilg damals. Und
auch vier Jahre später bleibt er
auf eine Anfrage von Grünen-
Stadtrat Hans Kurowski dabei:
„Alle Geldanlagen sind zu 100
Prozent sicher“, die Ratings der
Banken gut. Allerdings: Niemand
vermöge zu sagen, was der nächs-
te Tag bringe. Wie wahr.

Ende einer
Holperstrecke
OGGENHAUSEN. Nervenaufrei-
bend war die Fahrt auf der Auto-
bahn bei Heidenheim schon sehr
lange. Wer aber nun über die Stre-
cke fahren müsste, bräuchte min-
destens einen Panzer, denn durch
die Sanierungsarbeiten haben sich
die Furchen in der einstmals be-
reits sehr unebenen Fahrbahn zu
Gräben entwickelt. Den Grand
Canyon stellt die A 7 zwar noch
nicht in den Schatten, aber die
Risse in den Betonplatten sind
immerhin so tief, dass sie sogar
beimÜberfahren der Oggenhause-
ner Brücke ins Auge springen.
Die aufgebrochene Fahrbahn ist

nur von kurzer Dauer. Bis Mitte
September sollen die Bauarbeiten
auf der 4,5 Kilometer langen Stre-
cke zwischen der Autobahnmeiste-
rei bei Oggenhausen und der Lind-
letalbrücke abgeschlossen sein.
Dann könnte nach vielen Jahren
die Fahrt nach Ulm endlich wieder
reibungslos erfolgen. Foto: kir
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Tritt eine Regelverletzung ein, die im komplizierten Vertragswerk mit dem amerikanischen Partner, der
Bank of America, beschrieben ist, muss die Stadt womöglich zahlen. Die jetzt eingetretene Herabstufung
einer beteiligten Bank im Rating ist genauso ein Fall. Foto: Brian Katt/Wikipedia Commons

Droht der Stadt ein Millionenverlust?
Für eine Handvoll Dollar (3): Die Herabstufung einer Bank im Rating zeigt die Risiken des Cross-Border-Leasing
Im Cross-Border-Leasing der
Stadt, mit dem die Abwasser-
anlagen an einen amerikani-
schen Investor verleast wur-
den, ist ein Problem aufgetre-
ten, das für Heidenheim nach
Expertenmeinung teuer wer-
den kann: eine beteiligte Bank
ist in ihrem Rating gefallen
und soll ersetzt werden.

SILJA KUMMER

Als am 15. September 2008 die
amerikanische Investmentbank
Lehman Brothers in New York In-
solvenz anmeldete, haben wahr-
scheinlich nur wenige Menschen
in Heidenheim gewusst, dass die-
se Katastrophe auf dem Finanz-
markt auch die Stadt etwas an-
gehen könnte. Der Vertragspart-
ner im Cross-Border-Geschäft,
die Bank of America, hatte am
selben Tag den geplanten Kauf
von Lehman Brothers abgesagt.
Noch war nichts passiert, was
Heidenheim tangiert hätte. Erst
knapp fünf Jahre später erreich-
ten die Ausläufer der Krise dann
doch die transatlantischen Verträ-
ge: Die Bank, die für den Eigen-
kapitalanteil der Mietzahlungs-
verpflichtung der Städte Heiden-
heim, Aalen und Schwäbisch
Gmünd garantiert, wurde in ih-
rem Rating von einer Agentur
herabgestuft. Nachweisen muss
die Bank eine Bonitätseinstufung
durch die Ratingagenturen Stan-
dard & Poor’s (mindestens AA)
und Moody’s Investors Services
(Aa2).
Diese Herabstufung kann gra-

vierende Auswirkungen haben
und entspricht dem Fall, der in
allen Beschreibungen der Trans-
aktion im Vorfeld als „beherrsch-
bares Risiko“ oder „sehr unwahr-
scheinlich“ bezeichnet wurde.
Dabei geht es in keiner Weise
darum, ob die Bank tatsächlich
Schwierigkeiten bei der Erfüllung
ihrer Verpflichtungen bekommt.
Es geht einzig darum, dass die
Städte durch den Vertrag ver-
pflichtet sind, die herabgestufte
Bank zu ersetzen. Und dies er-
weist sich als äußerst schwierig.
Obwohl diese Bank Heidenheim
einen großen finanziellen Nach-
teil einbrocken kann, kennt bis
heute außer den Vertragsunter-
zeichnern kaum jemand ihren
Namen. „Dies unterliegt der Ge-
heimhaltungspflicht“, so die Ant-
wort der Stadt auf eine aktuelle
Anfrage der Heidenheimer Zei-
tung nach den Vertragspartnern
im Cross-Border-Leasing.

Im Januar 2013 schrieben Hei-
denheim, Aalen und Schwäbisch
Gmünd die Suche nach einer
Bank öffentlich aus. Oberbürger-
meister Bernhard Ilg gab in den
folgenden Monaten gegenüber
dem Gemeinderat beruhigende
Parolen aus. In der HZ war zu
lesen, dass es „noch nicht abseh-
bar sei, ob die Herabstufung der
Bonität der Sicherungsbank Fol-
gewirkungen für den Vertrag ha-
be.“ In der öffentlich publizierten
Ausschreibung aber steht etwas
ganz anderes: „Zwecks Abwen-
dung massiver wirtschaftlicher
Schäden bei der Vergabestelle ist
dringend der vorliegende Auftrag
zu vergeben.“
Die Stadtverwaltung sieht hier

keinen Widerspruch: Zwar sei
man vertraglich verpflichtet, eine
andere Bank zu finden, und man
prüfe laufend, ob dies möglich
sei. Jedoch sei der Stadt kein Ver-
tragsbruch vorzuwerfen, solange
ihr trotz der Bemühungen kein
geeignetes Finanzinstrument an-
geboten werde.
Das könnte man fast schon

einen sozialpädagogischen An-
satz nennen: Nicht das Ergebnis
wird gewertet, sondern das Be-
mühen. Ob das der Vertragspart-
ner genauso sieht, ist nicht be-
kannt. Nur soviel: „Bisher hat kei-
ne Vertragspartei einen Vertrags-
bruch erklärt oder angekündigt,

dies konkret in Betracht zu zie-
hen“, so die Auskunft der Stadt.
Dem Gemeinderat wurde vor

der Abstimmung über das Cross-
Border-Leasing im Jahr 2002 eine
Machbarkeitsstudie zu dem Ge-
schäft vorgelegt, die von der ame-
rikanischen Anwaltsfirma Clifford
Chance Pünder, der East Mer-
chant GmbH und der Landes-
bank Baden-Württemberg erstellt
wurde. Darin ist zu lesen, dass der
Investor die Transaktion vorzeitig
beenden kann und dann eine
Zahlung seitens der Stadt Hei-
denheim fällig wird. Dieser so-
genannte Netto-Abfindungswert
ändert sich über die Laufzeit des
Vertrags. Für Heidenheim lag er
zum 2. Januar 2015 bei rund 14,3
Millionen Euro – weit über den
aus dem Geschäft erlösten 3,4
Millionen Euro.
Der amerikanische Partner

kann den Vertrag beispielsweise
bei Nichterfüllung vertraglicher
Verpflichtungen durch die Stadt
kündigen – und dazu zählt die
Herabstufung einer Bank durch
die Ratingagenturen. Ob dadurch
ein Verlust entstünde und in wel-
cher Höhe, ist ohne Kenntnis der
Verträge schwer abzuschätzen.
Die Stadtverwaltung be-

schwichtigt in diesem Punkt: „Ei-
nen erheblichen Anteil des Kün-
digungswertes könnte die Stadt
aus der vorzeitigen Auflösung der

Vorauszahlungsinstrumente fi-
nanzieren.“
Bei der Landeswasserversor-

gung, dem Vorbild der Ostalb-
Städte beim Cross-Border-Lea-
sing, hat das nicht geklappt: Bei
der vorzeitigen Auflösung der
Verträge 2009 machte das Versor-
gungsunternehmen 8,4 Millionen
Euro Verlust. Eine teure Spekula-
tion zulasten der Daseinsvorsor-
ge.
Und dann ist da noch eine wei-

tere Version, in der die Situation
von der Stadtverwaltung noch-
mals anders beschrieben wird: In
einer Klausurtagung des Heiden-
heimer Gemeinderats im Oktober
2014 nannte der damalige Käm-
merer Dieter Zeeb Gründe für das
Scheitern der Suche nach einer
Bank: Zum einen sei das Rating
„sehr anspruchsvoll“, zum ande-
ren gehörten solche Geschäfte
nicht mehr zum Portfolio der
Banken – sprich: ein Einstieg in
das vor zwölf Jahren abgeschlos-
sene Geschäft lohne sich für eine
Bank nicht mehr. Man versuche
nun, „zusammen mit dem Regie-
rungspräsidium, den Investor da-
von zu überzeugen, dass für ihn
kein Risiko besteht, da deutsche
Kommunen nicht insolvenzfähig
sind.“
Diese Aussage erscheint in den

Augen von Experten geradezu
naiv: Genau das wussten die US-

Anwälte und die amerikanischen
Großbanken von Anfang an. Eben
darin bestand sogar der Reiz, mit
den deutschen Kommunen ins
Geschäft zu kommen: weil sie die
auf dem Finanzmarkt atemberau-
bende Eigenschaft haben, nicht
insolvenzfähig zu sein.
Jetzt lohnt es sich, einen be-

stimmten Aspekt der Verträge ge-
nauer zu betrachten: Nämlich,
dass die Geschäfte Bestandteile
derivativer Finanzinstrumente
der Banken waren. Das heißt, sie
waren Teile von Finanzwetten,
die rund um den Globus gingen
und weiterhin gehen. Um das zu
verstehen, muss man mit dem
Münchner Wirtschaftsanwalt und
Rechtsprofessor Julian Roberts
sprechen, einem der wenigen Ex-
perten, die in Deutschland je
einen Cross-Border-Leasingver-
trag gelesen, analysiert und ver-
standen haben.
Die steuerlichen Abschreibun-

gen in den USA waren nach
Roberts nur ein Vorwand, um an
die wertbeständigen deutschen
Anlagen zu kommen. Tatsächlich
dienen die Verträge laut Roberts
als Grundlage für einen Credit
Default Swap, also die Wette auf
die Kreditwürdigkeit einer Bank.
Im Falle Heidenheims hatte sich
die Stadt verpflichtet, beim Ein-
treten „eines bestimmten Ereig-
nisses“ – also der Herabstufung
des Ratings – Ersatz zu leisten
oder zu zahlen. „Das Prinzip ent-
spricht einer Wette, die wirt-
schaftlich sinnlos ist und mit dem
zugrundeliegenden Vertrag so gut
wie gar nichts zu tun hat“, sagt
Roberts. Der Ausfall einer Bank
im festgelegten Rating ist im Ver-
trag explizit als Möglichkeit vor-
gesehen, ja möglicherweise sogar
erwünscht worden. „Und wenn
dieses Ereignis eintritt, können
die wirtschaftlichen Verluste
enorm sein“, so Roberts.
Um eine neue Bank zu finden,

müsste man ihr für den Schuld-
beitritt eine große Zahlung leis-
ten, erläutert Roberts. Eine Mög-
lichkeit, gewiss. Aber eben eine
sehr unwahrscheinliche. Findet
sich keine Bank, kann der Ver-
tragspartner einen default (Aus-
fall) erklären, womit Zahlungen
fällig werden.
Wenn nun die deutschen Kom-

munen versuchen, ihrem US-Ver-
tragspartner zu erklären, dass für
ihn kein Risiko bestehe, offenbart
das vor allem eins: dass sie ein
Spiel mit Global Playern spielen,
das sie erschreckenderweise noch
immer nicht durchschaut zu ha-
ben scheinen.

Wagner nun
Ehrenbeamter
Die Gemeindeprüfungsanstalt hat
darauf hingewiesen, der Leiter des
Kreismedienzentrums sollte ein
Ehrenbeamter sein. Bei der letzten
Sitzung des Kreistags wurde diese
Ernennung von Landrat Thomas
Reinhardt nachgeholt. Die Auf-
wandsentschädigung für Victor
Wagner für seine ehrenamtliche
Tätigkeit ist von dem neuen Status
unberührt. Wagner nutzte den
Moment der Ernennung, um für
das Kreismedienzentrum zu wer-
ben. Leider werde es von der
Öffentlichkeit immer nochnicht so
wahrgenommen wie seinerzeit
seine Vorgängerin die Kreisbild-
stelle. Einen positiven Effekt auf
die Publizität kann man vom Um-
zug des Kreismedienzentrums in
die neue Stadtbibliothek erwarten.

Abschied für
Andrea Schnele
14 JahrewarAndreaSchnele fürdie
Landkreisverwaltung tätig, zuletzt
als Fachbereichsleiterin Finanzen,
Controlling und Beteiligungen. In
Lauchheim (Ostalbkreis) wurde
sie nun zur Bürgermeisterin ge-
wählt. Im Mai tritt sie ihr Amt an.
Vom Kreistag gab es ein herzliches
Ade. Als „gestandene Managerin“
und als „hoch kompetent“ be-
zeichnete Landrat Thomas Rein-
hardt die Mitarbeiterin und als ex-
zellente Fachfrau für Finanzen.
Die 36-Jährige war imMärz mit 92
Prozent der Stimmen in ihr neues
Amt gewählt worden. Lauchheim
(zwischen Bopfingen und Aalen
gelegen) ist mit 5000 Einwohner
die kleinste Stadt im Ostalbkreis.
Nachfolgerin von Schnele im
LandratsamtwirdAnja Jäger. gt

LESERBRIEF

Kommt das dicke Ende noch?
Zum Cross-Border-Geschäft der
Stadt Heidenheim (Serie „Für
eine Handvoll Dollars“, Folge
„Investor pocht auf Geheimhal-
tung“ vom 30. April)

Bevor jemand zur Bank geht, um
einen Kreditvertrag abzuschlie-
ßen oder Kapital anzulegen, be-
kommt er von seriösen Beratern
folgenden Standard-Ratschlag:
Unterschreibe nichts, was Du
nicht verstehst! Gegen diesen
Grundsatz haben unsere damali-
gen gewählten Vertreter vom
Oberbürgermeister bis zu den
Stadträten gröblich verstoßen.
Es ist kein Trost, dass das auch in
Aalen und Gmünd so war.

Nach 35 Jahren werden die
Mieten, wenn ich das richtig ver-
standen habe, neu verhandelt.
Hoffen wir, dass das Ende, das
dann kommt, nur halb so dick
wie zu befürchten ist. Es wird
noch dick genug sein. Da wird
niemand mehr zur Verantwor-
tung zu ziehen sein. Mit diesem
Geschäft verhält es sich wie mit
der Staatsverschuldung, der
Atomenergie oder dem ausblei-
benden Klimaschutz: Unsere Ge-
neration nimmt die Vorteile mit,
die Zeche zahlen unsere Nach-
fahren.

Wolfgang Eber
Heidenheim

AUS DEM NETZ

Doppelte
Störung durch
Werbewände?
In Heidenheim strahlen leuchten-
de Werbetafeln Autofahrer gleich
an mehreren Stellen im Stadt-
gebiet an. Mit ihrer auffälligen
Reklame gefallen sie aber längst
nicht jedem. Weil sie das Ortsbild
beeinträchtigen und zudem Auto-
fahrer ablenken können, haben in
der Vergangenheit schon mehrere
Gemeinderäte im Kreis die Auf-
stellung der Leuchtflächen in ih-
ren Kommunen abgelehnt. Erst
vergangene Woche hat sich der
Rat in Königsbronn gegen eine
solche Werbewand an der Orts-
durchfahrt ausgesprochen. Wie
geht es Ihnen? Stören Sie die Re-
klamewände ebenfalls, weil sie
nicht schön sind und beim Auto-
fahren ablenken oder finden Sie
die Anzeigen – vielleicht gerade,
wenn die Ampel Rot zeigt – eher
informativ und daher auch gar
nicht so hässlich? Machen Sie mit
bei unserer Umfrage auf
www.hz-online.de

Vergangene Woche wollten wir
wissen, ob die Heidenheimer Mu-
siknacht Ihrer Meinung nach
noch eine Zukunft hat. Immer
weniger Besucher waren in den
vergangenen Jahren gekommen
und nicht zuletzt Organisator Sig-
gi Schwarz hat schon die Befürch-
tung geäußert, dass die Zeit dieser
Veranstaltungsart möglicherweise
vorbei ist. Dass er damit Recht
haben könnte, zeigt das Ergebnis
unserer Umfrage. cat

NACHRICHTEN

Senioren suchen
Lotsen ins Internet
Die Neukonzeption des Bürger-
hauses an der Hinteren Gasse
zielt darauf ab, Menschen ver-
schiedenen Alters und Interes-
senslagen an einem Ort zusam-
menbringen. Momentan sind
über 30 Gruppen im Bürgerhaus
aktiv. „Internet goes Ländle“ ist
eine für Senioren gedachte In-
ternetwerkstatt im Bürgerhaus.
Geöffnet wurde sie bereits im
Sommer 2010. Im Sommer 2014
hat sie der Stadtseniorenrat
übernommen. Einmal wöchent-
lich kommen 10 bis 15 Senioren
ins Bürgerhaus, um mit Unter-
stützung ehrenamtlicher Inter-
netlotsen Wege ins Netz auspro-
bieren. Hier kann erprobt wer-
den, wie ein PC funktioniert
oder was sich im Internet alles
erledigen lässt. Momentan sind
vier ehrenamtliche Internetlot-
sen unterschiedlichen Alters im
Einsatz. „Internet goes Ländle“
würde sich über zusätzliche eh-
renamtliche Internetlotsen, die
Freude am Umgang mit dem PC
haben und bereit sind, ihr Wis-
sen mit anderen zu teilen, freu-
en. Weitere Information im Bür-
gerhausbüro oder unter Tel
327-5340 oder per Mail an buer-
gerhaus@heidenheim.de

Osterholz von seiner
geheimnisvollen Seite
Mit dem Nabu Alb-Guide Inge-
borg Schestag geht es im Rahmen
des neunten bundesweiten Natur-
erlebnistags auf heimatkundliche
Entdeckertour. Die Teilnehmer
führt der Weg durch dunkle Höh-
lengänge, vorbei an idyllischen
Quellen bis ins Reich des Erz-
männleins. Festes Schuhwerk und
eine Taschenlampe sind dabei er-
forderlich. Start der dreistündigen
Tour ist am Sonntag, 3. Mai, 10
Uhr, am Parkplatz Nürnberger
Straße (B 466) zwischen Heiden-
heim und Nattheim. Infos:
www.albguide-heidenheim.de,
Tel. 0151.59263127.

Vom Regen gepeitscht, aber dennoch bewundert
Hätte man das Maibaumfest in
Schnaitheim so planen wollen, es
hätte bestimmt nicht geklappt.
Doch das Wetter lässt sich eben
nicht beeinflussen und folgt sei-
nem eigenen Zeitplan. Exakt zu
denerstenTönendesMusikvereins
setzte der Regen ein, der das Mai-
baumfest in Schnaitheim dann
auch weiter begleitete. Der kleine

Umzug, angeführt von den Hei-
denheimer Majoretten, war noch
trockenen Fußes amRathaus ange-
kommen, bevor es dann ungemüt-
lich wurde. Doch Wind und Wetter
schreckt die Schnaitheimer nicht
ab: Die große Menschenansamm-
lung trotzte den widrigen Umstän-
denunddieSchnaitheimerverfolg-
ten gut gelaunt das Spektakel, das

wie immer ein erfolgreiches Ende
fand. Der weiter über 20 Meter
hohe Baum lässt, wie in vielen
anderen Orten, seine bunten Bän-
der im Wind flattern. Eine gemüt-
liche Hocketse war angesichts der
Kälte jedoch nicht möglich, viele
der Besucher kamen, sahen und
gingen nach einer kleinen Stärkung
dannauchwieder. Foto: olv



So floss das Geld nach Unterzeichnung der Cross-
Border-Leasing-Verträge: Die Gesamtsumme, de-
ren Prozentwerte im Schaubild angegeben sind,
betrug 113 Millionen US-Dollar. Die rot gekenn-
zeichnete Bank D wurde im Rating herabgestuft.
Die Stadt sucht einen Ersatz.

Grafik: Timo Landenberger

Cross-Border-Leasing: Die Verträge und Geschäftspartner bleiben geheim

Zusammen mit den An-
fragen zum Cross-Border-
Leasing hat die Heiden-
heimer Zeitung um Ein-
sicht in die deutschspra-
chige Transaktions-
beschreibung und die
englischsprachigen Ver-
träge sowie in die städti-
schen Akten, die diese
Transaktion betreffen,
gebeten.

Die Grundlage für solche
Auskünfte an die Medien
ist in Baden-Württem-
berg der Artikel 4 des
Landespressegesetzes.
Darin heißt es: „Die Be-
hörden sind verpflichtet,
den Vertretern der
Presse die der Erfüllung
ihrer öffentlichen Auf-
gabe dienenden Aus-
künfte zu erteilen.“

Beigefügt war der An-
frage ein bestehendes
Urteil des Bundesverwal-
tungsgerichts. Es bezieht
sich auf die Cross-Bor-
der-Leasing-Verträge der
Stadt Gelsenkirchen, die
ebenfalls ihre Abwasser-
anlagen verleast hatte.
Geklagt hatte dort ein
Journalist, der sich auf
das Informationsfreiheits-

gesetz bezogen hat, wel-
ches es in Baden-Würt-
temberg nicht gibt.

Das Bundesverwaltungs-
gericht nimmt im besag-
ten Urteil explizit zur
Frage der Geheimhaltung
Stellung: „Es liegt daher
im öffentlichen
Interesse, durch Kennt-
nis des gesamten Ver-

tragswerks erkennen zu
können, ob und gegebe-
nenfalls in welchem Um-
fang eine Kommune sich
möglichen finanziellen
Risiken ausgesetzt sehen
könnte.“

Ergebnis der Anfrage: Die
Stadtverwaltung Heiden-
heim hat der Heiden-
heimer Zeitung keinerlei

Akteneinsicht in der
Sache gewährt. Die Be-
gründung aus dem Rat-
haus: „Das Urteil des
BVerwG erging zu einem
Sachverhalt, der nach
dem Recht des Landes
Nordrhein-Westfalen zu
beurteilen war, das mit
dem Landesrecht Baden-
Württemberg nicht über-
einstimmt.“ sk
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„Es gibt keinen Ausfall einer Bank“
Für eine Handvoll Dollar (4): Wie die Stadt Heidenheim die Fragen zum Cross-Border-Leasing beantwortet hat
Zu den umstrittenen Cross-
Border-Leasing-Verträgen, mit
denen die Stadt Heidenheim
ihre Abwasseranlagen an die
Bank of America FSC Holdings
Inc. vermietet hat, hat die
Stadtverwaltung Heidenheim
Stellung genommen. Viele Fra-
gen der HZ-Redaktion bleiben
dennoch offen.

SILJA KUMMER

Zur Artikelserie über das Cross-
Border-Leasing ging der Stadtver-
waltung ein Fragekatalog unserer
Redaktion mit zwölf Punkten zu,
den auch die Städte Aalen und
Schwäbisch Gmünd bekommen
haben. Dieser wurde nach zwei
Wochen beantwortet, nachdem
sich die Städte untereinander und
die Stadt Heidenheim mit dem
baden-württembergischen Innen-
ministerium abgestimmt hatte.
Hier die Antworten der Verwal-
tung im Wortlaut:

Hat die Stadt mittlerweile eine
Bank gefunden, die den Platz der
im Rating herabgestuften Bank
im Cross-Border-Leasing ein-
nimmt?

Die Stadt prüft laufend die Mög-
lichkeiten, ob ein vertragskonfor-
mer Austausch im aktuellen Fi-
nanzmarktumfeld möglich ist.
Bisher ist das nicht gelungen.

Gibt es noch eine andere Mög-
lichkeit, die Leistungen der aus-
gefallenen Bank zu ersetzen, so-
dass der Vertrag bestehen bleibt?

Die Ratings des betroffenen Fi-
nanzinstituts liegen im oberen In-
vestment-Grade-Bereich, von ei-
nem Ausfall ist keine Rede. So-
lange niemand der Vertragspartei-
en ein Kündigungsrecht hat, läuft
der Vertrag weiter. Neben den ver-
traglich vereinbarten Alternativen
kann für einen Austausch im Ein-
vernehmen mit den anderen Ver-
tragsparteien auch eine andere
Lösung gesucht werden. Die Stadt
prüft entsprechende Möglichkei-
ten.

Welche Bank ist aufgrund des
schlechteren Ratings ausgefallen
und welche Rolle hatte sie in dem
Geschäft inne?

Siehe zu Punkt 1 und 2: Unter dem
Cross-Border-Lease ist keine Bank
ausgefallen.

Welche anderen Partner sind in
die Verträge involviert?

Dies unterliegt der Geheimhal-
tungspflicht.

Vertritt die Kanzlei Clifford Chan-
ce die Stadt bei der Suche nach
einer neuen Bank oder ist die

Landesbank BW, die den Vertrag
vermittelt hat, bei der Suche be-
hilflich?

Die Stadt arbeitet in dieser Ange-
legenheit mit national und inter-
national renommierten Kanzleien.
Die LBBW ist in dieser Sache nicht
beratend tätig.

Welche Kosten sind bislang durch
die Suche nach einer Bank neu
entstanden?

Anwalts- und Beratungskosten.

Wie lange dauert die Heilungs-
frist, bis der US-Trust den Vertrag
auflösen kann?

Der Cross-Border-Lease kann nur
dann außerordentlich gekündigt
werden, wenn ein Vertragsbruch
vorliegt und dieser offiziell erklärt
wurde. Bisher hat keine Vertrags-
partei einen Vertragsbruch erklärt
oder angekündigt, dies konkret in
Betracht ziehen zu wollen.

Ist es richtig, dass im Fall der Ver-
tragskündigung durch den US-
Partner die Stadt verpflichtet ist,
den Netto-Abfindungswert zu be-
zahlen? Wie hoch liegt dieser mo-
mentan?

Wenn ein begründeter Vertrags-
bruch erklärt wird und diesem
nicht abgeholfen oder widerspro-

chen wird, müsste die Stadt den
vertraglich festgelegten Kündi-
gungswert zahlen. Einen erheb-
lichen Anteil des Kündigungswer-
tes könnte die Stadt aus der vor-
zeitigen Auflösung der Vorauszah-
lungsinstrumente finanzieren.
Der Auflösungsbetrag für die Vo-
rauszahlungsinstrumente hängt
von den dann herrschenden Fi-
nanzmarktkonditionen ab und
kann daher nicht belastbar pro-
gnostiziert werden.

In welchem Zusammenhang ste-
hen die Städte Heidenheim, Aa-
len und Schwäbisch Gmünd in
Hinblick auf das Cross-Border-
Leasing?

Die Cross-Border-Leases der drei
Städte wurden gemeinsam ver-
handelt und mit den jeweils glei-
chen Vertragsparteien abgeschlos-
sen.

Hat der US-Investor ein Mitbe-
stimmungsrecht bei der Heiden-
heimer Abwasserwirtschaft?

Nein.

Müssen an den Trust jährliche
Berichte gesandt werden? Wenn
ja, welcher städtische Mitarbeiter
ist damit befasst und wieviel Zeit
benötigt er für diese Berichte?

Jährliche Berichte sind zu erstel-

len. Sie werden vom Geschäfts-
bereich Finanzverwaltung bear-
beitet und umfassen hauptsäch-
lich Unterlagen, die ohnehin jähr-
lich erstellt werden (z.B. Haus-
haltsplan, Zusammenstellung der
Investitionen im Abwasserbe-
reich). Es werden ca. 1,5 Arbeits-
tage benötigt.

Wurde der Gemeinderat darüber
informiert, welche Risiken durch
den Ausfall der im Rating herab-
gestuften Bank entstanden sind?

Es gibt keinen Ausfall einer Bank.
Die Herabstufung der Bonität hat-
te zur Folge, dass die Stadt ver-
traglich verpflichtet ist, ein Ersatz-
instrument zu stellen. Durch die
Ausschreibung wurde die aktive
Suche nach einem solchen Fi-
nanzinstrument eingeleitet. Nach-
dem im Rahmen der Ausschrei-
bung kein vertragskonformes Fi-
nanzinstrument angeboten wur-
de, hat die Stadt weiter laufend ge-
prüft, ob ein vertragskonformer
Austausch im aktuellen Finanz-
marktumfeld möglich ist. Solange
trotz regelmäßigem Bemühen der
Stadt kein vertragskonformes Fi-
nanzinstrument angeboten wird,
ist der Stadt kein Vertragsbruch
vorzuwerfen, und daher besteht in
diesem Fall aus Sicht der Stadt für
keine Partei, die an dem Cross-
Border-Lease beteiligt ist, ein au-
ßerordentliches Kündigungsrecht.

Nicht aus den USA gesteuert: Die Stadt Heidenheim macht klar, dass
die US-Partner keinen Einfluss auf die Abwasserwirtschaft haben.

POLIZEI

Betrunken
gegen
Verkehrsschild
An der Abzweigung zum Klini-
kum auf der Schlosshaustraße
war am Donnerstag gegen
21.15 Uhr ein betrunkener Opel-
Lenker zu weit nach links von der
Fahrbahn abgekommen. Er über-
fuhr die Verkehrsinsel und be-
schädigte ein Verkehrszeichen.
Der Gesamtschaden wird auf
4500 Euro geschätzt. Bei der Un-
fallaufnahme stellten die Polizei-
beamten fest, dass der 35-jährige
Fahrer betrunken war. Das Fahr-
zeug war so beschädigt, dass es
abgeschleppt werden musste.

Fahrradfahrer prallt
gegen Beifahrertür
Der 26-jährige Beifahrer in einem
Toyota öffnete am Donnerstag ge-
gen 18.40 Uhr auf der Wilhelm-
straße unvorsichtig die Tür. Ein
auf dem Radweg fahrender
49-jähriger Mann hatte keine
Chance und prallte ungebremst
gegen die Autotür. Dabei wurde
der Radler leicht verletzt. Er wur-
de vorsorglich in die Klinik ge-
bracht. Der Schaden beläuft sich
auf wenige Hundert Euro.

Geparkten Pkw
angefahren
Ein am Donnerstagvormittag auf
dem Parkplatz eines Blumen-
marktes Am Kalkwerk gegen
9.20 Uhr geparkter grauer VW Ti-
guan wurde vermutlich beim
Rangieren angefahren. Als der
Fahrer nach 15 Minuten zu sei-
nem neuen Auto kam, bemerkte
er den Schaden in Höhe von
2500 Euro. Der Verursacher hatte
sich da schon auf und davon ge-
macht. Die Polizei sucht Zeugen
unter Tel. 322-0.

NACHRICHTEN

Gipsabdrücke von
schwangeren Bäuchen
Das Heidenheimer Klinikum bie-
tet Schwangeren ab der
36. Schwangerschaftswoche mit
ihren Partnern am Samstag,
16. Mai, von 13.30 Uhr bis 17 Uhr
die Möglichkeit, einen Gipsab-
druck vom Bauch der werdenden
Mutter selbst anzufertigen. Dieser
kann dann phantasiereich künst-
lerisch gestaltet und als bleibende
Erinnerung mit nach Hause ge-
nommen werden. Anmeldungen
nehmen die Hebammen unter
Tel. 33-2255 entgegen. Treffpunkt
ist im Kreißsaal.

Gartenfest im
Königsgarten
OGGENHAUSEN (jst). Das Gar-
tenfest des Musikvereins an Him-
melfahrt, Donnerstag, 14. Mai,
beginnt um 10 Uhr mit einem
Gottesdienst, den Pfarrerin Jäkle
gestalten wird. Ab 11 Uhr startet
dann nach drei Jahren wetterbe-
dingtem „Hallen-Gartenfest“ das
Vatertags-Familienfest im Oggen-
hauser Königsgarten. Unter der
Leitung von Günther Winkler un-
terhalten die Oggenhauser Musi-
kanten mit einer Auswahl neuer
und bekannter Melodien die Be-
sucher. Bei zu kühlem bzw. regne-
rischem Wetter wird das Fest in
die Turn- und Festhalle verlegt.
Information gibt es zeitnah in der
Zeitung und auf www.musikver-
ein-oggenhausen.de
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Experte in Cross-Border-Leasing: Der Münchner Wirtschaftsanwalt
Prof. Julian Roberts hat sich intensiv mit dem Thema beschäftigt. Alle
Beiträge unserer Serie „Für eine Handvoll Dollar“ sind im Internet zu
finden unter www.hz-online.de/crossborder

„Die Kommunen müssten klagen“
Für eine Handvoll Dollar (5): Wirtschaftsanwalt Prof. Dr. Julian Roberts über Cross-Border-Leasing-Verträge
In den Cross-Border-Leasing-
Verträgen, die Heidenheim
ebenso wie Aalen und Schwä-
bisch Gmünd vor rund zwölf
Jahren abgeschlossen hat, ist
ein Problem aufgetreten: Eine
Bank ist im Rating gefallen
und muss von den Städten
ersetzt werden. Der Münchner
Wirtschaftsexperte Prof. Julian
Roberts erklärt, wie es dazu
kommen konnte – und was
die Kommunen tun könnten.

Im Cross-Border-Leasing-Ver-
trag der Stadt Heidenheim
wurde eine beteiligte Bank im
Rating herabgestuft. Die Kom-
mune ist laut Vertrag dazu ver-
pflichtet, das Kreditinstitut zu
ersetzen und sucht seit zwei
Jahren nach Ersatz. Um was
für ein Problem handelt es sich
da?

Ich kenne den Heidenheimer Ver-
trag nicht, deshalb kann ich das
nur vermuten. Aber diese Situa-
tion ist im Zusammenhang mit
dem Cross-Border-Leasing schon
einige Male aufgetreten. Diese
Verträge sind Tausende von Sei-
ten lang, und selbst, wenn man
die Originalverträge vorliegen
hat, ist es extrem schwierig, zu
verstehen, um was es eigentlich
geht. Verkauft wurden die Ge-
schäfte so, dass dabei steuerliche
Vorteile für den amerikanischen
Geschäftspartner herausspringen
und die Kommune als Anteil dar-
an einen Barwert, also eine rela-
tiv geringe Zahlung, bekommt.
Die Geschichte mit dem steuer-
lichen Vorteil ist seit Jahren hin-
fällig, das haben die amerikani-
schen Steuerbehörden als un-
wirksam abgelehnt. Was den Ge-
meinden nur als nebensächlich
geschildert oder gar nicht gesagt
wurde, sind die Credit Default
Swaps, die in den Verträgen ent-
halten sind.

Was ist ein Credit Default
Swap?

Es handelt sich dabei um Wetten
auf die Kreditwürdigkeit einer In-
stitution. Um solch eine Bank
handelt es sich wohl auch in
Heidenheim. Das hat mit dem
eigentlichen Geschäft wirtschaft-
lich gar nichts zu tun. Es funktio-
niert wie eine Wette: eine Seite
verpflichtet sich gegen Geld, bei
einem Ausfall oder einem be-
stimmten Ereignis Ersatz zu leis-
ten oder zu zahlen.

Welches Risiko ist dadurch ent-
standen, dass eine Kreditbank
im Rating herabgestuft wurde?

Gar keines im realen Sinn. Es ist
einfach ein Vorwand, es macht
keinen Unterschied, ob die Bank
im Rating abgestuft wurde. So
funktionieren Credit Default
Swaps: wenn ein Ereignis eintritt,
muss ich zahlen. Bei einer Wette
geht es gar nicht darum, was in
der Realität passiert. Wenn A pas-
siert, gewinnt die eine Partei,
wenn B eintritt, die andere. Das
hängt aber gar nicht davon ab,
dass tatsächlich irgendwelche
Schäden eingetreten sind.

Tritt dieses Problem mit den
Cross-Border-Leasing-Verträ-
gen überraschend auf?

Nein. Das, was jetzt geschehen ist,
ist in den Verträgen explizit als
Möglichkeit vorgesehen. Und
wenn es geschieht, können die
Verluste enorm sein. Wenn sich
eine neue Bank finden würde,
müsste die Stadt dieser Bank
wahrscheinlich eine große Sum-
me für den Schuldbeitritt bezah-

len. Die andere Möglichkeit ist,
dass ein anderer der ursprüng-
lichen Vertragspartner einen de-
fault, einen Ausfall, erklärt. Damit
werden Zahlungen von Heiden-
heim fällig. Zumindest würde ich
das auf der Basis von anderen
Fällen, die ich kenne, erwarten.
Dann folgt meist ein Streit da-
rüber, ob diese Zahlung tatsäch-
lich geleistet werden muss.

Gibt es denn Beispiele, bei de-
nen der Investor mit seinen For-
derungen am Ende gar nicht
durchkam?

Ja, bei einem Fall in den USA, der
schon einige Jahre zurückliegt, hat
das Gericht den Vertrag aus ver-
schiedenen Gründen für nichtig
erklärt. In Deutschland sind sol-
che Fragen noch nicht geklärt.

Wie verhält es sich mit den
Eigentumsrechten an ihren An-
lagen? Haben die Gemeinden
nun vermietet oder verkauft?

Ich vermute, dass das eher ein
Scheingefecht ist. Das hat mit der
grundlegenden Problematik der

Verträge nicht allzu viel zu tun.
Die Schwierigkeit jetzt ist, dass
die Stadt sich mit einer Rechnung
konfrontiert sieht, die sie nicht er-
wartet hat. Das hat mit der Eigen-
tumsfrage nicht viel zu tun. Ver-
mutlich sind die Verträge in erster
Linie Blendwerk und Augenwi-
scherei, und was das Eigentums-
recht angeht, passiert da gar
nichts.

Warum haben die US-Vertrags-
partner so viel Wert auf Ge-
heimhaltung gelegt?

Vermutlich, weil der ganze Ansatz
etwas suspekt ist.

Kurz zusammengefasst kann
man sagen, dass sich eine ame-
rikanische Großbank einen
deutschen Partner mit einer ab-
solut traumhaften Kreditwür-
digkeit gesucht und mit ihm
Verträge abgeschlossen hat, die
niemand verstanden hat?

Ja, das ist sicherlich so. Die Ver-
träge sind extrem lang, auf Eng-
lisch und nicht besonders deut-
lich formuliert.

Aber irgendjemand, zumindest
die Berater der Kommunen,
müssen doch die Verträge ver-
standen haben?

Das ist eine interessante Frage.
Bei vergleichbar abenteuerlichen
Verträgen, die Kommunen in der
Vergangenheit unterzeichnet ha-
ben, haben diese sich nicht direkt
beraten lassen. Dafür spricht,
dass die Gemeinden ja nur relativ
geringe Summen bekommen ha-
ben, und wenn man dafür auch
noch eine große Kanzlei einen
3000-seitigen Vertrag prüfen lässt,
dann lohnt sich das Ganze nicht
mehr. Und sie haben den Be-
ratern und Investoren einfach ver-
traut.

Man hat den Kommunen ja
auch gesagt, dass schon viele
andere solche Verträge abge-
schlossen haben und nie etwas
passiert ist.

Die ganze Struktur beruht darauf,
dass die ersten Jahre nichts pas-
siert. Das dicke Ende kommt spä-
ter – oder, wenn die Kommune
Glück hat, gar nicht. Es kann auch
sein, dass die Kommune ihre Wet-
te gewinnt, das ist nicht ausge-
schlossen. Aber wenn Verluste
kommen, dann erst nach einer
Weile. Und bis dahin sind die Ver-
antwortlichen längst über alle

Berge oder in Rente gegangen.
Der US-Partner hat das Geld, das
er beim Abschluss verdient hat –
und für alle anderen Beteiligten
sind auch dicke Provisionen ver-
steckt in diesen Konstrukten. Und
das, was dann später passiert,
steht unter dem Motto: Nach mir
die Sintflut.

Welche Möglichkeiten haben
die Gemeinden jetzt zu han-
deln?

Eine Bank werden sie nicht fin-
den, und wenn, dann müssen sie
so viele Gebühren an die Bank
zahlen, dass sie es auch lassen
können. Die Kommunen können
nur versuchen zu klagen und aus
dem Vertrag herauszukommen.

Gibt es Präzedenzfälle?

Nur in den USA, nicht in Deutsch-
land.

Warum scheuen die Kommu-
nen diesen Weg? Sie sind doch
offenbar über den Tisch gezogen
worden.

Sofern noch Leute da sind, die
am Vertragsabschluss beteiligt
waren, haben diese Angst, dass
sie selbst persönlich haften müs-
sen für den Schaden, der entstan-
den ist. Das eigentliche Problem
ist nicht die in den Verträgen ver-
einbarte Vertraulichkeit, man
kann sich trotzdem beraten las-
sen. Aber der wirkliche Grund ist,
dass die Verantwortlichen große
Angst haben, selbst zur Rechen-
schaft gezogen zu werden. Aus
meiner Sicht ist diese Angst un-
begründet, aber sie verhindert,
dass etwas getan wird. Eigentlich
müssten die Gemeinden Muster-
verfahren anstreben, damit die
ganzen verbliebenen Verträge
hinfällig würden.

Im günstigsten Fall könnten die
Verträge also für ungültig er-
klärt werden?

Ja, und wenn die Kommunen
Glück haben, könnten sie viel-
leicht sogar ihren Barwertvorteil
behalten.

Mit Prof. Julian Roberts
sprach Silja Kummer

Info Prof. Julian Roberts ist Wirt-
schaftsanwalt und in der Kanzlei
Wolfsteiner, Roberts & Partner in
München niedergelassen, sein Londo-
ner Kanzleisitz ist Ten Old Square, Lin-
coln’s Inn.

Wahlen und Abschied im Vorstand des Fördervereins der Technischen Schule (von links): Markus Benk-
mann-Köhler, Markus Oechsle, Dr. Harald Hubel, Claus Burkhardt, Karin Eckerle, Herbert Bosch und Sieg-
fried Ramsayer.

Personell rundum erneuert
Förderverein der Technischen Schule wählte neuen Vorstand

Der Förderverein der Techni-
schen Schule Heid Tech hat
Vorstand, Schatzmeister und
Kassenprüfer neu gewählt.
Nach der Entlastung sämtlicher
Funktionsträger bestimmte die
Hauptversammlung auf ihrer Jah-
restagung jetzt ebenso einstim-
mig die Nachfolger: Dr. Harald
Hubel wurde zum Vorsitzenden
und Schulleiter, Markus Benk-
mann-Köhler zum stellvertreten-
den Vorsitzenden gewählt. Der
neue Schatzmeister heißt Claus
Burkhardt. Hubel leitet bei Voith
den Bereich Produktion und Lo-
gistik, Burkhardt ist Filialdirektor
bei der Kreissparkasse in Heiden-
heim.
Joachim Vogel und Wolfgang

Leder werden in Zukunft die Kas-
se prüfen. Michael Bölstler nahm

die Wahl in den Beirat an. Der
Schulleiter richtete seinen Dank
für die jahrelang treu und um-
sichtig geleistete Arbeit an Mar-
kus Oechsle als Vorsitzender,
Siegfried Ramsayer als zweiter
Vorsitzender, Herbert Bosch als
Schatzmeister sowie Christa
Straub und Dieter Pock als Kas-
senprüfer. Karin Eckerle bleibt
weiterhin Schriftführerin.
Den Gastvortrag „Industrie 4.0“

hielt Ulrich Begemann, bei Voith
verantwortlich für den Bereich
Neue Technologien. Er zeigte die
Chancen und Risiken der vierten
industriellen Revolution mit ihren
cyberphysikalischen Systemen
auf. „Nicht mehr die Technik,
sondern Geschäftsmodelle wer-
den in Zukunft den Profit brin-
gen“, so der Fachmann. Dreh-
und Angelpunkt dieser Systeme

seien Daten, die anfallen, wenn
Maschinen benutzt werden. Aus
dieser Entwicklung gingen die-
jenigen Unternehmen als Gewin-
ner hervor, denen es gelingt, die
Datenhoheit zu erobern oder zu
verteidigen.
Damit gab Begemann vor, auf

welche Veränderungen sich Leh-
rer und Schüler der Heid Tech
einstellen müssen. Weil die Infor-
matik alle Fächer und Berufe
durchdringt, wird die Bedeutung
der Mechatronik, die gemeinsame
Schnittmenge von Mechanik,
Elektrotechnik und Informatik,
weiterhin zunehmen. Mit dem
Ausbildungsberuf Mechatroniker
und den Profilen Informations-
technik und Mechatronik am
Technischen Gymnasium hat sich
die Schule darauf beizeiten einge-
stellt.

LESERBRIEF

Kritik verschwiegen
Zu den weiteren Planungen der
Stadt im Brenzpark (Beitrag
„130 000 Euro für neues Spiel-
gerät“ vom 5. Mai)

Das soll also nach dem Willen
von Verwaltung und Gemeinde-
rat die Zukunft des Brenzparks
sein: Alles beim Alten lassen.
Und nur ein weiteres, teures
Spielgerät anschaffen.
Die Bürgerwünsche bleiben

unberücksichtigt. Kein Wort zu

den überhöhten Gesamtkosten
des Parks, verschwiegen die im-
mer noch unbrauchbaren Auto-
maten an zwei Eingängen, keine
Überlegung zu den gewünsch-
ten „normalen“ Öffnungszeiten.
Kein Ersatz mehr für die un-
brauchbaren Toiletten am „Treff-
punkt Grün“. Auch die Wünsche
nach einer Seilbahn am Spiel-
platz kamen nicht zur Sprache.

Ilse Läßle, Dettingen

Vatertagsfest in Oggenhausen
OGGENHAUSEN. Beim diesjähri-
gen Vatertagsfest im Oggenhauser
Königsgarten „passte einfach al-
les“, so die Macher: Trotz schlech-
ter Vorhersagen hielt das Wetter,
die Besucher strömten zu Fuß,
mit dem Auto und dem Fahrrad in
den Königsgarten. Bis in die

Abendstunden wurde gefeiert, die
Musikanten unter der Leitung
von Günther Winkler gaben ihr
Bestes und sorgten für die Stim-
mung. Das Versorgungsteam des
Musikvereins hatte alle Hände
voll damit zu tun, die zahlreichen
Gäste zu bewirten.

Blaskapelle aus
Hermaringen spielt
Beim Promenadenkonzert am
Sonntag, 17. Mai, im Brenzpark
spielt die Blaskapelle der Musik-
freunde Hermaringen mit ihrem
Dirigenten Gerhard Dreher. Zum
Repertoire der Musikfreunde ge-
hören Stücke wie „Andrew Lloyd
Webber Portrait“ oder Potpourris
von Abba, Udo Jürgens und Dieter
Thomas Kuhn, aber auch traditio-
nelle Kompositionen wie der
„Böhmische Traum“ von Norbert
Gälle oder die Polka „Mit Herz
und Schwung“. Das Promenaden-
konzert findet ab 11 Uhr bei schö-
nem Wetter vor dem Kinderhaus,
andernfalls darin statt.

Werbe-Kutschfahrt
fürs Naturtheater
Im diesjährigen Hauptstück des
Naturtheaters, der „Hexenjagd“
von Arthur Miller, wird auch eine
Kutsche mit zwei Pferden zu se-
hen sein. Mit dieser Kutsche wer-
den kostümierte Mitglieder des
Naturtheaters am heutigen Sams-
tag, 16. Mai, ab etwa 10.30 Uhr,
bei einer Kultur-Werbefahrt durch
die Fußgängerzone im Bereich
Hauptstraße und Grabenstraße
unterwegs sein. Dabei wird Wer-
bematerial verteilt zu den Auffüh-
rungen von „Hexenjagd“ und „Pe-
ter Pan“ sowie über die Oper
„Macbeth“ im Rittersaal.

Wilhelmstraße:
Maskierter
überfällt Frau
Ein schwarz gekleideter und mas-
kierter Mann versuchte in der
Nacht auf Freitag gegen 4 Uhr
eine 41-jährige Frau zu überfal-
len. Diese war gerade im Begriff,
die Tür zu einer Firma in der Wil-
helmstraße zu öffnen. Der Mas-
kierte forderte die Frau in gebro-
chenem Deutsch auf, ins Haus zu
gehen. Die Überfallene erschrak
zunächst, dann schrie sie den An-
greifer laut an – so laut, dass er
flüchtete. Die Frau verständigte
sofort die Polizei. Diese suchte
mit mehreren Streifen nach dem
Flüchtigen, bislang jedoch ohne
Erfolg. Jetzt ermittelt das Krimi-
nalkommissariat Heidenheim,
das unter Tel. 07321.322-0 auch
Hinweise auf den maskierten
Mann entgegennimmt.

Das Ende der
holprigen Tage
Aufgrund ihrer Löcher und Risse
wird die Mittelrainstraße zwi-
schen Zanger Straße und Tank-
stelle neu asphaltiert. Die Firma
Leonhard Weiss macht das in den
Pfingstferien. Für die Bewohner
im Mittelrain heißt das, sie müs-
sen eine halbe Woche lang Um-
wege fahren. Ab Montag, 18. Mai,
starten die Arbeiten, die Straße
bleibt in dieser Zeit für alle Rich-
tungen offen. Von Mittwoch bis
Freitag, 27. bis 29. Mai, ist sie aber
nur noch in einer Richtung be-
fahrbar. Man kommt von der Zan-
ger Straße in den Mittelrain hin-
ein, aber nicht mehr hinaus. Die
Zufahrt vom Mittelrain zur Zan-
ger Straße ist gesperrt. Es geht nur
bergab am Heizkraftwerk vorbei
bis Schnaitheim in die Heiden-
heimer Straße. Das gilt auch für
die Buslinien. In diesen drei Ta-
gen fährt der Stadtbus vom Zan-
ger Berg über den Mittelrain nach
Schnaitheim, aber nicht in die
entgegengesetzte Richtung. Alle
Stichstraßen, die von der Mittel-
rainstraße abgehen, bleiben vom
27. bis zum 29. Mai erreichbar.
Die Sackgassen sind auch der
Grund, warum die Firma Leon-
hard Weiss drei Tage braucht, bis
der Asphalt drin ist. Sie kann nur
einzelne Abschnitte zwischen
zwei Einmündungen asphaltie-
ren, und das auch nur auf einer
Straßenseite.
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